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New Public Management
unter der Lupe der SP-

Frauen

Auf allen politischen Ebenen laufen Versuche

zur neuen Verwaltiingsfülirung. I nter
welchem Begriff die Reformbestrebungen
der Verwaltung auch immer stehen - New

Public Management oder Wirkungsorien-
tierte Verwaltung - die Zielsetzungen sind
ähnlich: mehr Gestaltung*- und

Entscheidungsfreiheit für Kührungskräftc.
teamorientierte Organisations- und Leistungs-
strukturen. grössere organisatorische Fle-

s s
vibilil.il. mehr Transparenz. Orientierung

Barbara Geiser

der Verwaltungsarbeit nach den Ansprüchen

der Bürgerinnen, eine flexiblere
Personalpolitik und damit mehr innovative
und motivierte Arbeitskräfte. Ausbau des

Controlling. Kurz: die Verwaltungsarbeil
soll effizienter und effektiver werden. Gegen

die Idee, verkrustete Verwaltungsstrukturen

zu erneuern, wird sich
grundsätzlich niemand stellen.

Nur stellt sich die Krage, wie solche Reformen

aussehen müssen, damit nicht wieder
Arbeitnehmende das Nachsehen haben.
Stellen abgebaut werden, sich Deregulierung

und Privatisierung weiter entwickeln
und die Zielsetzung der faktischen
Gleichstellung von Frauen und Männern
übergangen wird.

Die Sozialdemokratischen Frauen der
Schweiz haben im November 1996 ein

Diskussionspapier zu NPVI in eine
parteiinterne Vernehmlassung geschickt und
werden an ihrer ordentlichen Konferenz

vom 1. März 1997 in Fribourg ein

Positionspapier zur Verwaltungsreform
verabschieden, das in Form einer Resolution

dem Bundesrat und den kantonalen

Regierungen zugestellt wird. Der folgende Text

beschränkt sich auf die Frage der

Gleichstellung im Zusammenhang mit
Verwaltungsreformen, auch wenn gerade von
Krauen auch grundsätzlich Skepsis und

Kritik an der Reformeuphorie angebracht
wird. NPVI setzt sich als Reformprojekt an
vielen Orten durch. Gleichzeitig haben die

Regierungen den Verfassungsauftrag der

Gleichstellung von Iran und Mann bzw.

das seit 1. Juli 1995 in Kraft gesetzte

Gleichstellungsgesetz umzusetzen und zu

realisieren. Einmal mehr isl die

Schadensbegrenzung in gleichstellungspolitischer
1 liiisicht im Zusammenhang mit New

Public Management den Krauen überlassen.

Sie müssen entsprechend Druck auf die

Regierungen anfallen politischen Ebenen

setzen.

// irkting von Verwaltungsreformen auf die

Gleichstellung von Frauen und Männern:
Da Projekte zur Verwaltungsreform an

vielen Orten lest in Männerhaiid sind.

wurde die Krage nach der Wirkung aus

gleichstellungspolitischer Siclu vernachlässigt.

Erhebungen in deutschen

Gemeindeverwaltungen haben aufgezeigt, dass

jüngste Verwaltungsreformen zur
Verschärfung der Geschlechterhierarchie und

zur Verschlechterung der Arbeitsbedingungen

von Krauen führten.
Gleichstellungspolitik hat jedoch gerade im Rahmen

von Verwaltungsreformen eine Chance.
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Nicht nur

bürgernahe,

sondern

bürgerinnennahe

Verwaltung:

Mit NPM soll auf

die Bedürfnisse

auch der

Bürgerinnen

eingegangen

werden.

wenn entsprechende Veränderungsprozesse

zielgerichtet geplant und Hingesetzt
werden.

Staat und Privatwirtschaft können nicht
gleich funktionieren: Staatliches I landein
kann nicht ohne Vorbehalte an das Modell
der Marktwirtschaft angenähert werden
und kann damit nicht in jedem Fall effizient

sein - vor allem dann nicht, wenn
gleichstellungspolitische Forderungen wirklich

umgesetzt werden.

Line Personalpolitik, die Frauen auch eine

Chance gibt: Vlit NPVI sind Präsenz am

Arbeitsplatz, hohe Mobilität und I lexibili-
tät wichtige Faktoren für die Definition

von innovativen und effizienten Angestellten

in der Verwaltung. Immer mehr haben

Leistungen auch Wirkung auf den Lohn.

Leistungsbezogene Zulagen können oft

nur durch einen überdurchschnittlichen
Einsatz erworben werden. In diesem

Leistungsdruck bestehen junge Männer mit
einer Infrastruktur zu Hause am besten.

Teilzeitangestellte, ältere Angestellte.
Personen mit Betreuungspflichten und
schlecht Qualifizierte geraten am meisten

unter Druck. I Inter ihnen ist der Frauenanteil

hoch.

Personalreglemente nach gleichstellungpolitischen

Kriterien tuiil Konzepte zur
verwaltungsinternen Chancengleichheit:
Wenn Krauen mit NPVI nicht das Nachsehen

haben sollen, muss die Gleichstellung
auf allen politischen Ebenen als Reformziel

definiert und müssen gesetzliche
Vorschriften entsprechend angepasst bzw. neu
erarbeitet werden, wichtige Instrumente

zur Realisierung der faktischen Gleichstellung

sind Personalreglemente und

Konzepte zur Chancengleichheit. Diese müssen

vielerorts überarbeitet oder erst neu
erarbeitet werden. Zudem braucht es

Instrumente für Evaluation und Controlling
aus gleichstellungspolitischer Sicht. Der

öffentliche Sektor kann in dieser I liiisicht

gegenüber der Privatwirtschaft eine
Vorbildfunktion ausüben.

Out-sourcing und Privatisierung benachteiligt

Frauen: Vom Ausbau des öffentlichen

Sektors, des Sozial- und Bildungsbereichs

haben Krauen in den letzten Jahren

profitiert. Öffentliche Verwaltungen gehören

zu den wichtigsten Arbeitgeberinnen
der Frauen. I mstrukturierungen des

Leistungsmanagements mit dem Ziel

«schlanker Staat» führen zu
Personalreduktionen. Davon sind Frauen mehr als

Männer betroffen. In Parlamenten mit

bürgerlichen Mehrheiten ist die Tendenz

zu Privatisierung und Deregulierung

gross. Privatisierungen haben schlechtere

Arbeitsbedingungen, Lohndruck und
Abbau von Sozialleistungen zur folge. Am

meisten betrollen sind Arhcitnchmende

inil niedrigen Qualifikationen und in unteren

Anstellungsbereichen, d.h. vor allem

Frauen, da es im öffentlichen Sektor eine

überproportionale Konzentration von

Frauenarbeitsplätzen auf den unteren
I Qerarchiestufen gibt.

Sicht nur bürgernahe, sondern auch

bürgerinnennahe Verwaltung: Vlit NPVI soll

auf die Bedürfnisse der Bürgerinnen und

Bürger eingegangen werden. Wie im
privatwirtschaftlichen l nternehmen werden

sie als Kundinnen und Kunden behandelt

Dazu gehören regelmässige Befragungen
Das Prinzip Bürgerinnennähe muss spezielle

Lebensbedingungen und -biografienSS s
von Frauen berücksichtigen. Diese Forderung

umfasst alle Politikbereiche. Frauen

haben unter dem Trend zum Sozialabba«

mehr zu leiden als Männer. Krauen sind

von Erwerbslosigkeit und neuer Arnim

mehr betroffen. Werden im Fürsorgebr
reich oder bei der Arbeitslosenversicherung

Leistungen abgebaut, haben vor
allem Frauen das Nachsehen.

Leistungsaufträge und Controlling:
Leistungen werden mit NPVI als Produkt!

definiert. Im Zentrum steht nicht mehrdei

liipul. sondern derOutput. I berprüftwip)
die erziehe Wirkung für Bürgerinnen. El'

s s
lizienz und Effektivität von Leistungsauf'
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träge werden systematisch kontrolliert.
Die Definition von Leistungsaufträgens s
und Controlling muss immer auch unter
dem Kriterium «Gleichstellung» geschehen.

Fortschritte hinsichtlich eines höheren

Anteils von Krauen im initiieren und
höheren Kader sind eine wichtige Bedin-

gllllg.

Zeitliche Verfügbarkeit als Voraussetzung
des Prozessmanagements: Elemente der

Personalpolitik können diskriminierend
wirken, wenn sie einseilig prozessunter-
stützend oder ausgesprochen prozessbe-

schleunigend eingesetzt werden und die
Einkommens- und Karrierechancen von
Angestellten mit Erziehungs- und
Betreuungsaufgaben verringern. Vlil dein An-

spruch auf zeitliche Verfügbarkeit besteht
die Gefahr, dass die indirekte Diskriminierung

von flauen verstärkt wird.

entsprechenden Funktionen gebe. Die

Zusammensetzung von solchen Gremien

muss sich deshalb auch an anderen Kriterien

orientieren.

Verwaltungsreform bedingt Parlamentsreform

mit dem Ziel der Gleichstellung
von Krau und Mann: Zur Verwaltungsreform

gehört automatisch auch die
Parlamentsreform. Parlament und Regierung
erhalten neue Aufgaben und Funktionen.

Entsprechende Kompetenzen müssen
durch Weiterbildungsaugebotc gefördert
werden. Begleitende Parlamentskoininis-
sionen zu M'VI müssen auf allen polnischen

Ebenen eingesetzt werden. Viich

hier stellt sich die Forderung der

Gleichstellung von Frauen und Männern als Ziel.
Eine wichtige Voraussetzung ist die paritätische

Zusammensetzung von Parlament
und Regierung.

I ngleiche Chancen durch männerdoini-
nierte Gremien: Mitglieder von
Entscheidungsgremien wie Projektausschüsse,
Projektierung und -teams. Steuerungsund

Kontrollgruppen werden in der Regel
nach Funktionen gewählt. Da Krauen im
mittleren und höheren Kader massiv

untervertreten sind, dominieren in entsprechenden

Gremien Männer. Die Forderung
nach einer angemessenen Frauenvertretung

wird mit dem Argument zurückgewiesen,

(hi-,., es eben zu wenig flauen inil

I iti-ralur:

SP-Frnuen Srhweiz Hg.): N<*w puhlir managemem mihi
der Lupe: Diskussion»»- und rhesenpapier des SP-Frauen-
vurstandes inil I hesen und Forderungen \>>n Regina Veppli.

Margrith »im Feiten und Barbara Geiser. Bern. November

IW5 /u bestellen bei SP-Frauen Srh»-eiz. Postfach. 3001

Bern:Ol .Sil 07 44

NORA. Die Frau in I .'ben und Vrb.lt. V 10/96

Barbara (leiser. Zentralsekretärin SP

Schweiz. Stadträtin in Bern.

Erfahrungen mit M'VI im Aus null hiss ¦n befürchten. (l;|ss der Gleichstellun jsprozess
gefahrdel ist, wenn die Förderung dertatsä« blichen Gleiehs i'lliin .inir ii von Anfang au in den

Zielsetzungen von Verwi Itungsre Formproj« kicii verankerl wird Die Scliwcizerisc te knuli-
renz der Gleichstellungs leauftra gleit hat deshalb eine Arbeitegru| |)c eingesetzt ilic sich

kritisch mit M'VI und t essen \ isvvi kill! »en auf die (ilt iclisli Htm i von Frau iinil Mann

ausemandersetzt. Die Ret ultate il ('SIT Arb« ii werden in dei Bros inn» ' «\('W Plllllil Manage-

ment-Einegleichstellun .'Slldlilis lief illsC lätzung: Chane ¦n. (¦( fahren. 1 landlungsansätze«
veröffentlicht. Diese Broschüre k »Ulli ab April kostenlos .ei den cichstelliuigs liiros der
Kantone bezogen werden
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